




Partner oder „Paria“? Syriens Nahost-
politik unter Bashar al-Asad
André Bank
Am 10. Juni jährte sich zum zehnten Mal der Todestag des langjährigen syrischen Prä-
sidenten Hafiz al-Asad. Die erste Vater-Sohn-Nachfolge in einer arabischen Republik 
hinterließ dem neuen Präsidenten Bashar al-Asad eine große außenpolitische Hypo-
thek: stockende Friedensverhandlungen mit Israel, einen kalten Frieden mit der Türkei, 
schwierige Beziehungen mit den Golfstaaten sowie ein gespanntes Verhältnis zu den 
USA und den EU-Staaten. 
Analyse
Seit Bashar al-Asad das Präsidentenamt im Jahr 2000 übernommen hat, wird Syrien 
von der westlichen Welt grundlegend anders wahrgenommen: Bashar – anfänglich als 
Hoffnungsträger gesehen –, wurde bald zum politischen Paria erklärt, der 2005 unter 
massivem internationalen Druck seine Armee aus dem Libanon abziehen musste. Erst 
mit Syriens regionalpolitischem Wiederaufstieg seit 2006 veränderte sich die Wahrneh-
mung des jungen Präsidenten ansatzweise vom Paria zum möglichen Partner im Nah-
en Osten.
Unabhängig von den wechselnden Sichtweisen auf Bashar al-Asad als Hoffnungs-
träger, Paria oder Partner ist die syrische Außenpolitik seit 2000 strukturell durch 
Kontinuität gekennzeichnet: Beharren auf Eigenständigkeit und „Widerstand“, vor 
allem gegenüber Israel und den USA, bei gleichzeitiger Balancepolitik in regionalen 
Konflikten wie im Irak oder Libanon. 
Syriens gestiegene Bedeutung im Nahen Osten seit 2006 ist dabei weniger Ausdruck 
einer außenpolitischen Neuausrichtung als vielmehr Resultat des Einflussgewinns 
seiner Verbündeten Hizballah, Hamas und Iran. 
Den größeren Handlungsspielraum hat Syrien genutzt, um seine regionalen Bezie-
hungen zu diversifizieren; neben neuerlichem Einflussgewinn im Libanon unter-
streichen dies die engen Verbindungen zur Türkei und die pragmatischen Bezie-
hungen zu Saudi-Arabien. 
Vor dem Hintergrund dieser für Syrien gegenwärtig günstigen regionalpolitischen 
Konstellation sind ein Strategiewechsel und insbesondere ein Ende der Allianz mit 
Hizballah, Hamas und Iran kurz- bis mittelfristig unwahrscheinlich. 
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1	 Parameter	der	syrischen	Außenpolitik
Den zehnten Jahrestag seiner Präsidentschaft am 
17. Juli 2010 kann Bashar al-Asad angemessen fei-
ern: innerhalb einer Dekade nach der ersten, quasi-
monarchischen Nachfolge in einer arabischen Re-
publik ist er aus dem Schatten seines Vaters Ha-
fiz herausgetreten. In der Innenpolitik scheint die 
autoritär-personalistische Herrschaft, die Bashar 
al-Asad repräsentiert, trotz temporärer und teils 
massiver Herausforderungen gegenwärtig konso-
lidiert. Die interne Stabilisierung hing dabei eng 
mit dem regionalpolitischen Aufstieg Syriens im 
Nahen Osten seit 2006 zusammen, der wieder-
um eine direkte Folge des deutlichen Einflussge-
winns seiner Verbündeten in der Region – der li-
banesischen Hizballah, der palästinensischen Ha-
mas und Irans – darstellt.
Syriens wiedergewonnene, zentrale Position 
in der nahöstlichen Regionalordnung nach 2006 
wurzelt demnach nicht in einer grundlegenden 
außenpolitischen Neuausrichtung unter Bashar 
al-Asad. Vielmehr ist die syrische Außen- und 
Nahostpolitik seit 2000 von einer Kontinuität ge-
kennzeichnet, die auf zwei grundlegenden strate-
gischen Parametern basiert: 
Erstens beharrt Syrien auf einer politischen Ei-
genständigkeit gegenüber externer Einflussnahme 
und diese Einstellung wird auch von seinen stra-
tegischen Verbündeten Iran, Hizballah und Ha-
mas geteilt.1 Diese für die syrische Außenpolitik 
kennzeichnende Haltung drückt sich in den letz-
ten Jahren verstärkt in einem Diskurs des „Wider-
standes“ (arab. muqawama) aus, der gegen die re-
gionalen Hegemonialansprüche der USA und Is-
raels in Stellung gebracht wird (Mohns/Cavatorta 
2010: 290) und Parallelen zu den Verlautbarungen 
von Hizballah und Hamas aufweist (Bank/Valb-
jørn 2009: 6). Hierdurch gehört Syrien aktuell zu 
den wenigen arabischen Staaten, deren Außen-
politik von großen Teilen der eigenen wie der ge-
samten arabischen Bevölkerungen gebilligt wird, 
was zugleich einen wichtigen Faktor für die Stabi-
lisierung autoritärer Herrschaft „nach Innen“ dar-
stellt. 
Zum zweiten ist für die syrische Nahostpolitik 
auch nach 2000 eine ausgeprägte Strategie des fle-
xiblen Ausbalancierens des amerikanischen und 
israelischen Einflusses in der Region charakteris-
1 Zur länger bestehenden Allianz zwischen Syrien und Iran 
vgl. ICG (2009a: 8-15).
tisch (Salloukh 2009: 162). Diese Gleichzeitigkeit 
von Widerstandshaltung und balancing erklärt – zu-
sammen mit dem wenig transparenten Entschei-
dungsfindungsprozess – auch die oft sprunghaft 
wirkende Formulierung und Implementierung 
der syrischen Außenpolitik. 
Trotz der außenpolitischen Kontinuität unter 
Bashar al-Asad hat sich im letzten Jahrzehnt die 
vorherrschende Sichtweise der Regierungen der 
USA sowie der EU-Staaten auf Syrien gewan-
delt: Im Zeitraum von 2000 bis 2005 fand ein ers-
ter westlicher, vor allem amerikanischer Perspek-
tivenwandel vom anfänglichen Hoffnungsträger 
zum politischen „Paria“ – einem aufgrund seiner 
anti-westlichen Haltung als problematischen Au-
ßenseiter erachteten Akteur – statt. Seit 2006 ver-
schiebt sich die Wahrnehmung auf Syrien – zu-
mindest partiell – aber wieder vom „Paria“ zum 
als unerlässlich erachteten Akteur und möglichen 
Partner des Westens im Nahen Osten. Dieses sich 
wandelnde Syrienbild vom Hoffnungsträger über 
den „Paria“ zum möglichen Partner spiegelt den 
größeren Kontext der Veränderungen im Nahen 
Osten seit 2000 wider, in den die syrische Außen-
politik eingebettet ist und auf den sie einwirkt.
2	 Vom	Hoffnungsträger	zum	„Paria“,	2000-2005
Als Bashar al-Asad am 17. Juli 2000 seine Präsi-
dentschaft antrat, weckte er nicht nur innerhalb 
Syriens große Erwartungen auf soziale, wirt-
schaftliche und innenpolitische Reformen. Auch 
international wurde er als Hoffnungsträger ange-
sehen, der Syrien aus seiner bündnispolitischen 
Marginalisierung im Nahen Osten herausfüh-
ren sollte. Die außenpolitische Hypothek war je-
doch groß: Im Mai 2000 waren die israelisch-sy-
rischen Verhandlungen gescheitert, bei denen Sy-
rien auf seiner zentralen Zielsetzung einer voll-
ständigen Rückgabe der seit Juni 1967 besetzten 
Golanhöhen beharrt hatte. Auch ein „Kalter Frie-
den“ mit der Türkei, nach einem Fast-Krieg 1998, 
diffizile Beziehungen zu den arabischen Golfstaa-
ten sowie ein schwieriges Verhältnis zu den USA 
und den EU-Staaten erschwerten die regionalpoli-
tische Ausgangssituation für Bashar.
Der Beginn der zweiten palästinensischen Inti-
fada im September 2000 und der Wahlsieg von Ari-
el Scharon in Israel im Februar 2001 verhärteten 
die bereits angespannten israelisch-syrischen Be-
ziehungen weiter. Syrien zeigte sich einerseits un-
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nachgiebig und harsch in seiner Kritik an Israel, 
erklärte aber andererseits wiederholt seine Bereit-
schaft, an den Verhandlungstisch zurückzukeh-
ren. Durch die israelisch-palästinensische Gewalt-
eskalation blieb eine Annäherung bis 2008 jedoch 
aus. Vor dem Hintergrund dieses Stillstands di-
versifizierte Syrien ab 2000 seine regionalen Be-
ziehungen: Neben Annäherungen an die Türkei, 
Ägypten, Jordanien und die Golfstaaten baute es 
seit 2001 auch die wirtschaftlichen Verbindungen 
zum Irak aus, der seit 1991 unter UN-Sanktionen 
stand und ebnete den Weg für Verhandlungen 
über ein Assoziationsabkommen mit der EU. Diese 
erste Phase der regionalpolitischen Diversifizie-
rung von 2000 bis 2002 erklärt jedoch noch nicht 
den westlichen Wahrnehmungswandel auf Syrien 
vom Hoffnungsträger zum politischen „Paria“. 
Hierfür ist auch weniger die Niederschlagung 
der innersyrischen demokratischen Reformbewe-
gung, des so genannten Damaszener Frühlings 
2001, als vielmehr die grundlegende Neuausrich-
tung der US-amerikanischen Nahostpolitik unter 
der Bush-Administration verantwortlich (Hinne-
busch 2010: 13 ff.). 
In Folge der Terroranschläge vom 11. Septem-
ber 2001 setzte die US-Regierung auf eine Stra-
tegie des gewaltsamen Regimewandels im Irak, 
von dem auch der direkte Nachbar Syrien, der 
eine Militärintervention vehement ablehnte, un-
mittelbar betroffen war. Trotz intensiver ameri-
kanisch-syrischer Geheimdienstkooperation nach 
9/11 geriet Syrien so ab 2002 zusehends ins Faden-
kreuz der Befürworter eines gewaltsamem Regi-
mewechsels im Nahen Osten. Syrien wurde von 
der US-Administration – ebenso wie Iran – zum 
„Schurkenstaat“ und politischen „Paria“ der Re-
gion erklärt (Beck 2006). Unmittelbar nach dem of-
fiziellen Kriegsende im Irak im Mai 2003 forder-
te die neokonservative US-Administration von 
Syrien ein sofortiges Ende seiner Unterstützung 
der militanten palästinensischen Organisationen 
Hamas und Islamischer Jihad sowie der libane-
sischen Hizballah, einen sofortigen Rückzug sei-
ner nach dem Ende des Bürgerkriegs 1990 im Li-
banon verbliebenen Truppen sowie eine weitrei-
chende Zusammenarbeit mit dem Besatzungs-
regime im Irak. Da die Erfüllung dieser Forde-
rungen die Preisgabe aller politischen „Trümp-
fe“ Syriens bei möglichen Verhandlungen mit den 
USA, Israel oder der EU bedeutet hätte, und die 
Regierung in Damaskus davon ausging, dass die 
US-Armee nicht unmittelbar einen neuen Krieg 
gegen Syrien beginnen könnte, setzte sie ab Som-
mer 2003 die Strategie des „flexiblen Ausbalancie-
rens“ um (Salloukh 2009: 163-166): Während die 
Geheimdienstkooperation mit Washington weit-
gehend eingestellt wurde, reagierte die syrische 
Führung situationsspezifisch: einmal unterstützte 
sie den „irakischen Widerstand“, ein anderes Mal 
trug sie durch schärfere Grenzkontrollen zur rela-
tiven Stabilisierung der US-Besatzung im Irak bei. 
Auch im Libanon setzte Damaskus nach 2004 
seine außenpolitische Balancepolitik fort, wobei 
Syrien hier – im Vergleich zu seinem Handeln im 
Kontext des Irakkriegs – massiver unter externen 
Druck geriet. Anlass der Konflikteskalation war die 
umstrittene Verlängerung des Mandats des pro-sy-
rischen Präsidenten des Libanon, Emile Lahoud, 
über den Spätsommer 2004 hinaus. Die syrische 
Seite schwankte bis zuletzt, ob sie von Minister-
präsident Rafik Hariri eine Mandatsverlängerung 
für Lahoud verlangen sollte. Dagegen kamen die 
USA und Frankreich unter Präsident Chirac über-
ein, den syrischen Einfluss im Libanon entschei-
dend einzuschränken. Auf ihre Initiative ging die 
UN-Sicherheitsresolution (UNSR) 1559 vom 2. Sep-
tember 2004 zurück, die ein Ende der externen sy-
rischen Einflussnahme in der libanesischen Innen-
politik, eine vollständige Entwaffnung der libane-
sischen (Hizballah) und nicht-libanesischen (pa-
lästinensischen) Milizen und eine Nichtverlänge-
rung der Amtszeit von Lahoud verlangte.2 Bereits 
am Folgetag der Verabschiedung von UNSR 1559 
setzte die pro-syrische Mehrheit des libanesischen 
Parlaments die Mandatsverlängerung für Lahoud 
dennoch durch. 
Die Ermordung des ehemaligen Ministerprä-
sidenten Rafik Hariri am 14. Februar 2005 ver-
schlechterte die Position Syriens sowohl im Liba-
non als auch weltweit dramatisch (Salloukh 2009: 
168 f.). Die USA, Frankreich und Saudi-Arabien 
teilen die Sichtweise des Hariri-Lagers, das sich 
in der „Allianz des 14. März“ zusammengeschlos-
sen hatte, wonach Syrien die Schuld an der Ermor-
dung Hariris treffe. Syrien wurde daher gezwun-
gen, seine Truppen vollständig aus dem Libanon 
abzuziehen. Der forcierte Truppenabzug und die 
Etablierung der internationalen Hariri-Untersu-
chungskommission, die anfänglich klar von einer 
syrischen Involvierung ausging, markierten ein 
politisches Debakel für Präsident Asad, das sich 
2 Vgl. http://daccess-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/N04/ 
498/92/PDF/N0449892.pdf?OpenElement (15.6.2010).
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selbst innerhalb der syrischen Elite in Putschdro-
hungen ausdrückte. Nachdem Asad seine inter-
ne Position über Personalwechsel wieder gefestigt 
hatte, konnte er im Libanon von der Anfang 2006 
neu etablierten Allianz aus Hizballah und der Be-
wegung des einflussreichen, christlichen Ex-Ge-
nerals Michel Aouns profitieren, die zusammen 
eine Dominanz der anti-syrischen „Allianz des 
14. März“ verhinderten. Ihr gelang es zudem, eine 
Vetomacht in den zentralen politischen Entschei-
dungen zu erlangen, um hierdurch auch die Er-
nennung eines anti-syrischen Präsidentschafts-
kandidaten zu verhindern. 
Im Rückblick betrachtet, konnte sich Syrien 
aus seiner äußerst diffizilen Lage, die 2005 sogar 
die Position Bashar al-Asads in Frage gestellt hat-
te, außenpolitisch befreien. Zwar blieb sein „Pari-
astatus“ in den Augen der USA und partiell auch 
der EU zunächst weiter bestehen, aber die regio-
nalpolitische Dynamik nach 2006 ermöglichte Sy-
rien einen deutlichen Einflussgewinn im Nah-
en Osten, der externe Einmischungen erschwerte 
und sukzessive zu einem graduellen westlichen 
Wahrnehmungswandel Syriens als möglichen 
Partner führte. 
3	 Regionaler	Aufstieg	nach	2006	
Syriens regionalpolitischer Wiederaufstieg im 
Nahen Osten ist das Resultat der für Damaskus 
vorteilhaften Entwicklungen der Konflikte im 
Irak, Libanon und in Palästina. 
Im Irak kam die Gewalteskalation, die im Feb-
ruar 2006 im Bombenanschlag auf die Askari-Mo-
schee in Samarra gipfelte, Syrien insofern entge-
gen, als dass sie das Gewaltpotenzial konfessio-
nalistischer Konflikte im Nahen Osten verdeut-
lichte. Dies wirkte abschreckend gegen eine exter-
ne Intervention in Syrien, das zum einen sozial-
strukturell von einer Vielzahl konfessioneller und 
ethnischer Trennlinien gekennzeichnet ist und 
zudem von allen Staaten die deutlich größte An-
zahl irakischer Flüchtlinge aufgenommen hatte. 
Im Gegensatz zur Gewalteskalation im Irak und 
trotz der irakischen Flüchtlinge konnte sich Sy-
rien so als „Insel der Stabilität“ präsentieren. Sy-
rien profitierte zugleich von der Regierungsüber-
nahme im Irak durch die schiitisch-kurdische Al-
lianz unter Ministerpräsident Nuri al-Maliki (bis 
März 2010), durch die sich insbesondere auch die 
bilateralen Wirtschaftsbeziehungen entscheidend 
verbesserten (ICG 2009b: 15-17).
Im Libanon gelang Syrien nach der immensen 
Schwächung 2004/5 ab 2006 ein politisches Come-
back auf indirektem Wege: durch den deutlichen 
Einflussgewinn der Hizballah. Der Libanonkrieg 
im Juli/August 2006 hatte zwar circa 1.200 Tote so-
wie die massive Zerstörung der zivilen Infrastruk-
tur und die deutliche militärische Schwächung 
der Hizballah zur Folge; die islamistische Partei 
ging jedoch als politische Siegerin aus dem asym-
metrischen Krieg mit Israel hervor. Insbesonde-
re der Generalsekretär der Hizballah, Hasan Nas-
rallah, erwarb durch seine Widerstandshaltung in 
den arabischen Gesellschaften große Sympathien. 
Und während die enge Assoziation von Asad mit 
Nasrallah in der muqawama-Allianz auch die Po-
sition Syriens im Nahen Osten nachhaltig stärkte, 
waren die pro-westlichen Regierungen in Ägyp-
ten, Jordanien und Saudi-Arabien, die die israe-
lischen Angriffe toleriert und teilweise sogar gut 
geheißen hatten, weithin delegitimiert. Insgesamt 
pointierte der Libanonkrieg 2006 einen „neuen 
arabischen Kalten Krieg“ (Valbjørn/Bank 2007), in 
dem sich Syrien im Lager der erfolgreichen Her-
ausforderer des von Israel, Ägypten und Saudi-
Arabien vertretenen Status Quo im Nahen Osten 
etabliert hatte. 
Die libanesische Innenpolitik wurde nach dem 
Krieg 2006 von einer langen Phase des Tauzie-
hens über die Frage des neuen Präsidenten ge-
prägt, die erst mit dem von Katar vermittelten Do-
ha-Abkommen vom 21. Mai 2008 beendet wurde. 
Durch den Kompromisskandidaten Michel Sulai-
man blieben dabei die syrischen Interessen eben-
so gewahrt wie durch die Etablierung einer Re-
gierung der nationalen Einheit im Libanon im Ju-
li 2008, da hier die Beteiligung von Hizballah und 
Aoun eine Syrien freundlich gesinnte Vetomacht 
sicherstellte. Trotz der Schwächung der Hizballah 
bei den libanesischen Parlamentswahlen im Mai 
2009 und der neuen Regierung unter Sa‘d Hariri 
(seit November 2009) blieb der syrische Einfluss 
durch die Regierungsbeteiligung und somit die Ve-
tomacht seiner Verbündeten weiter bestehen. Die 
Annäherungsversuche der vormals zentralen an-
ti-syrischen Kräfte im Libanon, Ministerpräsident 
Hariri und Drusenführer Walid Jumblatt, an Da-
maskus seit Ende 2009 verdeutlichen so die nicht 
zu ignorierende Rolle Syriens im Libanon. 
Außer im Irak und dem Libanon konnte Sy-
rien regionalpolitisch auch von den Entwicklun-
gen in Palästina seit 2006 profitieren. Bei den Par-
lamentswahlen vom Januar 2006 hatte die islamis-
-  -GIGA Focus Nahost 6/010
tische und pro-syrische Hamas die absolute Mehr-
heit errungen. Die guten Verbindungen zur Ha-
mas, die sich u.a. in der Etablierung ihrer Aus-
landsbüros in Damaskus 1999 zeigten, eröffneten 
Syrien größere Möglichkeiten der Einflussnahme 
auf die palästinensische Innenpolitik. Nach der 
anfänglichen Konflikteskalation zwischen der Fa-
tah-kontrollierten Palästinensischen Autoritätsbe-
hörde (PA) und der Hamas beteiligte sich Syrien 
an den Vermittlungsversuchen unter saudischer 
Führung: Im Februar 2007 wurde so das Mekka-
Abkommen verabschiedet, das eine palästinen-
sische Einheitsregierung vorsah und zu einer Stär-
kung der palästinensischen Position gegenüber Is-
rael beitragen sollte. Als die Einheitsregierung je-
doch bereits im Juni 2007 wieder zusammenbrach 
und sich in Folge der Gewalteskalation vom Ju-
ni eine de facto-Zweiteilung der palästinensischen 
Gebiete in das von der PA kontrollierte Westjor-
danland und in den von der Hamas dominierten 
Gazastreifen ergab, unterstützte Syrien die Isra-
el-kritischere Hamas. Diese regionalpolitische 
Widerstandshaltung nahm Syrien auch während 
des Gazakriegs 2008/9 ein und die syrische Für-
sprache zugunsten der Hamas deckte sich damals 
mit der Sichtweise großer Teile der arabisch-isla-
mischen Öffentlichkeit. 
Zusammenfassend betrachtet, erklären die für 
Syrien günstigen Entwicklungen in den Zentral-
konflikten Irak, Libanon und Palästina den deut-
lichen Einflussgewinn des Landes im Nahen Os-
ten nach 2006. Dieser ist dabei eng mit dem re-
gionalpolitischen Bedeutungszuwachs Irans ver-
knüpft, das ebenfalls von allen drei Konfliktkon-
texten profitieren und sich bis zu den innerira-
nischen Auseinandersetzungen im Juni 2009 als 
Proto-Regionalmacht im Nahen Osten etablieren 
konnte. 
4	 Diversifizierung	syrischer	Allianzen
Seit 2006 versucht Syrien aktiv, seine Allianzen 
und zwischenstaatlichen Beziehungen im Nahen 
Osten zu erweitern. Nachdem Bashar al-Asad in 
der Anfangsphase seiner Herrschaft von 2000 bis 
2002 bereits auf eine kurzfristige Verbesserung der 
bilateralen Beziehungen zu Ägypten, dem Irak, 
Jordanien, Saudi-Arabien und der Türkei hingear-
beitet hatte, waren diese Annäherungen durch die 
Krisenjahre 2004 und 2005 wieder weitgehend ob-
solet geworden. 
Die offensichtlichste Neuerung der syrischen 
Allianzpolitik seit 2006 hat sich dabei in Bezug 
auf die Türkei ergeben. Die immense Dynamik, 
die die bilateralen Beziehungen zwischen Damas-
kus und Ankara prägt, geht dabei von syrischer 
Seite auf das Interesse an türkischen Direktin-
vestitionen, am großen türkischen Markt für sy-
rische Exporte sowie an einer fairen und regelmä-
ßigen Wasserversorgung durch den Euphrat zu-
rück (Lawson 2009: 195 ff.). Diese wirtschaftspoli-
tischen Interessen Syriens am „großen Nachbarn“ 
im Norden korrelieren auf Seiten der Türkei un-
ter der AKP-Regierung von Ministerpräsident Re-
cep Tayyip Erdoğan mit einer außenpolitischen 
Neuausrichtung auf den Nahen Osten. Diese zeigt 
sich neben der ökonomischen Verflechtung, in der 
Syrien eine zentrale Rolle zukommt, vor allem in 
einem deutlich gestiegenen diplomatischen Enga-
gement der Türkei in der Region. War die Türkei 
bereits am Rande an den innerpalästinensischen 
und innerlibanesischen Konfliktlösungsversu-
chen 2007/8 beteiligt, so markiert erst die Rolle als 
Vermittlerin in den indirekten israelisch-syrischen 
Friedensverhandlungen, die im Mai 2008 offizi-
ell bekannt gegeben wurden, ihren Durchbruch 
als neue, einflussreiche Akteurin im Nahen Os-
ten. Als durch den Gazakrieg 2008/9 das vormals 
kooperative israelisch-türkische Verhältnis nach-
haltig Schaden erlitt, der durch den israelischen 
Angriff auf die türkischen Schiffe der Gaza-Flot-
te am 31. Mai 2010 seinen (vorläufigen) negativen 
Höhepunkt erreichte, wandte sich Ankara stär-
ker den Israel-kritischen Kräften in der Region zu. 
Das Ende der israelisch-syrischen Verhandlungen 
führte seit Anfang 2009 zu einer weiteren syrisch-
türkischen Annäherung und zu Regelungen über 
eine beiderseitige Visafreiheit sowie zu weiteren 
Wirtschaftsabkommen, unter anderem im Ener-
giesektor. Durch den deutlichen Niedergang der 
türkisch-israelischen Beziehungen seit dem Gaza-
krieg kommt den syrisch-türkischen Beziehungen 
Mitte 2010 fast schon die Qualität einer strate-
gischen Partnerschaft zu. 
Im Vergleich zur Türkei ist das Verhältnis Sy-
riens zu Saudi-Arabien grundsätzlich anders struk-
turiert. Hatten in den 1990er Jahren noch enge, ko-
operative Beziehungen zwischen Damaskus und 
Riad bestanden, so erreichten die bilateralen Be-
ziehungen durch den saudischen Vorwurf der sy-
rischen Verantwortung für die Hariri-Ermordung 
im Februar 2005 sowie durch die saudische Kri-
tik an der pro-syrischen Hizballah zu Beginn des 
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Libanonkrieges im Juli 2006 ihren Tiefpunkt. Erst 
in Folge des regionalpolitischen Bedeutungszu-
wachses der muqawama-Allianz ab Sommer 2006 
und des Einflussgewinns Syriens im Nahen Osten 
näherten sich Damaskus und Riad ab 2007 wie-
der an. War die syrische Beteiligung beim Mekka-
Abkommen zwischen der palästinensischen Fatah 
und der Hamas im Februar 2007 hierfür ein ers-
tes Zeichen, so kam es nach 2007 zu regelmäßigen 
saudisch-syrischen Verhandlungen über die Frage 
der Regierungsbildung im Libanon; im Novem-
ber 2009 wurde schließlich eine für beide Seiten 
günstige Kompromisslösung mit der Regierung 
der nationalen Einheit unter dem pro-saudischen 
Ministerpräsidenten Sa‘d Hariri gefunden, bei der 
pro-syrische Kräfte zugleich Vetomacht ausüben 
können. Die Herausbildung zunehmend prag-
matischer Beziehungen zwischen Damaskus und 
Riad zeigt sich auch in der syrischen Unterstüt-
zung der saudischen Position im Krieg zwischen 
den Huthi-Rebellen und dem jemenitischen Mili-
tär an der Südgrenze Saudi-Arabiens, in dem Sy-
rien deutlich gegen seinen traditionellen Verbün-
deten Iran Stellung bezieht. 
Syrien ist es gelungen, seinen regionalen Ein-
fluss- und Autonomiegewinn nach 2006 in die Di-
versifizierung seiner Allianzen und die Verbesse-
rung zwischenstaatlicher Beziehungen im Nahen 
Osten umzumünzen. Dies zeigt sich erstens und 
am deutlichsten im wirtschaftspolitischen wie di-
plomatischen Ausbau der Verbindungen zur neu-
en potenziellen Regionalmacht im Nahen Osten, 
der Türkei. Zweitens hat Syrien seit den Krisen-
jahren 2004 und 2005 wieder pragmatische Bezie-
hungen zu Saudi-Arabien aufgebaut, die insbe-
sondere für eine Koordination der Positionen im 
Libanon und in Palästina von zentraler Bedeutung 
sind und bleiben werden. Darüber hinaus ist es 
Syrien gelungen, verbesserte Beziehungen zu Ka-
tar, einem weiteren neuen arabischen Konfliktme-
diator, sowie zum Nachbarn Jordanien zu etablie-
ren. Aus syrischer Sicht sind so aktuell gegenüber 
den arabischen Staaten einzig die bilateralen Be-
ziehungen zu Ägypten als schwierig einzustufen. 
5	 Vom	„Paria“	zum	Partner?	
Im Nahen Osten nimmt Syrien unter Bashar al-
Asad gegenwärtig eine bedeutende Stellung ein, 
weil es gute, kooperative Beziehungen zu den ein-
flussreichen Akteuren Türkei, Saudi-Arabien und 
Katar unterhält, ohne dass hierunter die schon 
länger bestehende Allianz mit Iran, der Hizbal-
lah und der Hamas substanziell gelitten hat. Die-
se Vielfalt an Verbindungen erlaubt es Syrien, sei-
ne traditionelle außenpolitische Strategie des Aus-
balancierens gegen externe Einflussnahme flexi-
bel einzusetzen und gleichzeitig seinen Wider-
standsdiskurs fortzuführen, der sich aktuell pri-
mär gegen die israelische Likud-Regierung rich-
tet und der sowohl innersyrisch als auch in der 
arabisch-islamischen Welt unterstützt wird. Zu-
dem hat es der Autonomiegewinn seit 2006 Syrien 
erlaubt, sich situationsspezifisch gegenüber dem 
Westen zu öffnen, was sich an der Teilnahme an 
der Annapolis-Konferenz im November 2007, den 
indirekten Friedensverhandlungen mit Israel bis 
zum Beginn des Gazakrieges Ende 2008 sowie an 
den pragmatischeren Beziehungen zum pro-west-
lichen Saudi-Arabien offenbart. 
Der regionalpolitische Wandel im Nahen Os-
ten seit 2006 hat zusammen mit den deutlichen 
Verschiebungen in den außenpolitischen Ausrich-
tungen in den USA (von der Bush- zur Obama-Ad-
ministration) sowie innerhalb der EU (vor allem 
vom französischen Präsidenten Chirac zu Sarko-
zy) auch die vorherrschende westliche Sichtwei-
se auf Syrien unter Bashar al-Asad verändert: Ob-
wohl das Bild von Syrien als politischem „Paria“ 
in Teilen der USA und der EU fortbesteht, hat sich 
seit 2008/9 nach und nach die Vorstellung durch-
gesetzt, dass Syrien im heutigen Nahen Osten ein 
weithin unerlässlicher Akteur ist, der insbesonde-
re in den zentralen Regionalkonflikten Palästina, 
Libanon und Irak eine konstruktive Lösung spie-
len und ein wichtiger Partner des Westens wer-
den könnte. Mehr noch: Aufgrund seiner ökono-
mischen Außenabhängigkeit und relativen Flexi-
bilität könnte im Nahen Osten vor allem Syrien 
durch eine Strategie des Engagements zu einem 
grundlegenden Politikwechsel animiert werden. 
Dies begründet sich mit der Annahme, dass Sy-
rien aus der muqawama-Allianz „herausgelöst“ 
und dadurch die regionalpolitische Dynamik ent-
scheidend in Richtung westlicher Interessen ver-
ändert werden könnte. 
Diese strategische Perspektive, die in der EU 
von Sarkozy und in den USA von Obama vertreten 
wird, geht zurecht davon aus, dass Syrien unter 
Bashar al-Asad gegenwärtig eine zentrale, ernst-
zunehmende Position im Nahen Osten zukommt, 
sieht sich jedoch mit immensen Schwierigkeiten 
bei der Umsetzung einer Annahme von Syrien 
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als verlässlichen Partner konfrontiert. Innerhalb 
der USA und der EU gibt es nach wie vor große 
Vorbehalte gegenüber Syrien, wie sich an der wi-
dersprüchlichen US-Politik gegenüber Damaskus 
zeigt: Auf die offizielle Bekanntgabe der erstma-
ligen Entsendung eines US-Botschafters nach Da-
maskus seit 2005 im März 2010, die als deutlicher 
Schritt zur Normalisierung der bilateralen Bezie-
hungen zu sehen ist, folgte im Mai 2010 die Ver-
längerung der US-Sanktionen gegen Syrien durch 
den amerikanischen Kongress. Dieser wenig ko-
härente und zudem teils sehr harsche Politikan-
satz stößt innerhalb Syriens auf große Skepsis. 
Bashar al-Asad kann sich außerdem nicht sicher 
sein, welche konkreten Vorteile Syrien aus einer 
grundlegenden außenpolitischen Neuausrichtung 
im Nahen Osten ziehen könnte. Schließlich ist Sy-
rien aufgrund der regionalpolitischen Verschie-
bungen im Nahen Osten, die durch den Einfluss-
gewinn der Türkei sowie die weitere Schwächung 
Ägyptens gekennzeichnet sind, aktuell deutlich 
weniger auf enge Beziehungen zum Westen an-
gewiesen. Zumindest kurzfristig sieht Damas-
kus seine bevorzugten Partner vor allem in Anka-
ra und Teheran und weniger in Washington, Pa-
ris oder Kairo.
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